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			Staatsstreich oder nicht?

			Bolivien: Macri und Fernández urteilen unterschiedlich
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			Alberto Fernández. (Foto: dpa)

			Buenos Aires (AT) - Die dramatische Situation in Bolivien, wo der zurückgetretene Präsident Evo Morales das Land verlassen hat, beschäftigt auch die argentinische Politik. Während (Noch)-Präsident Mauricio Macri das Wort vom Staatsstreich zur Bewertung der Ereignisse im Nachbarland vermied, fand sein designierter Amtsnachfolger Alberto Fernández deutliche Worte und legte sich zugleich mit US-Präsident Donald Trump an.

			Macri erklärte am Dienstag mit Blick auf Bolivien, wo marodierende Banden ihr Unwesen trieben: „Wir verurteilen jede Form von Gewalt.“ Der argentinische Präsident rief die Konfliktparteien zum Dialog auf. Dies sei der „einzige Mechanismus“, den es Land habe, um aus der Krise herauszukommen. Und weiter: „Wir sind der Meinung, dass Wahlen das Beste sind, den Willen des bolivianischen Volkes zum Ausdruck zu bringen.“ Macri wies zudem darauf hin, dass die bolivianische Verfassung die Einberufung eines neuen Urnenganges durchaus gestatte. 

			Alberto Fernández sprach hingegen schon von einem Staatsstreich. Er verwies darauf, dass das bolivianische Militär sich zu einem Zeitpunkt gegen Morales gestellt habe, als dieser bereits Neuwahlen angekündigt hatte. „Keine Armee hat jemals ein Volk befreit“, meinte Fernández. Boliviens Militär hatte Morales zum Rücktritt gedrängt und danach angekündigt, gegen „Vandalen-Gruppen“ unter Einsatz von Gewalt vorgehen zu wollen. Die gegenwärtige Haltung der Macri-Regierung gegenüber der Situation in Bolivien bezeichnete Fernández als „unglücklich“.

			Bei anderer Gelegenheit kritisierte der Peronist, der am 10. Dezember das argentinische Präsidentenamt übernimmt, auch seinen künftigen US-amerikanischen Amtskollegen Donald Trump. Dieser wertete den Rückzug Morales‘ als einen „wichtigen Moment für die Demokratie in der westlichen Hemisphäre“ .

			Fernández erklärte dazu: „Die USA haben einen Rückschritt um Jahrzehnte gemacht. Sie sind in die Siebziger Jahre zurückgekehrt, als sie Militärinterventionen gegen Volksregierungen unterstützten.“ Der peronistische Politiker bezeichnete die Geschehnisse in Bolivien als „schlecht“ für die gesamte Region.

			Derweil zeigen sich in Macris Regierungsbündnis „Juntos por el Cambio“ erste Risse mit Blick auf Bolivien. So sprach der Koalitionspartner des scheidenden Präsidenten, die Radikale Bürgerunion (UCR), in einer Presseerklärung von einem „Staatsstreich“.

			Ähnlich sieht es auch die Mehrheit des Kongresses. In beiden Kammern stimmten die Abgeordneten bzw. Senatoren mehrheitlich dafür, den „Staatsstreich“ im Nachbarland zu verurteilen.

			Die argentinische Diplomatie hat momentan auch ganz konkret mit den Ereignissen in Bolivien zu tun: So flüchteten mit Carlos Romero (Inneres) und Mariana Prado (Planung) zwei Minister in die argentinische Botschaft in La Paz. Die Macri-Regierung gewährte ihnen Zuflucht.
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			Kontroverser Gewinner

			Peronist Sáenz siegt in Salta - gegen Frente de Todos
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			Gustavo Sáenz am Wahlabend. (Foto: fb)

			Buenos Aires (AT/ju) - Mit einer absoluten Mehrheit von 54 Prozent ging Gustavo Sáenz mit seinem Bündnis „Frente Sáenz Gobernador“ am vergangenen Sonntag als Sieger aus den Gouverneurswahlen in der Provinz Salta hervor. Der bisherige Bürgermeister der Provinzhauptstadt Salta löst somit Juan Manuel Urtubey ab, der nach drei Legislaturperioden und zwölf Jahren aufgrund der regionalen Verfassung nicht noch einmal antreten durfte. Der Kirchner-Gefolgsmann Sergio Leavy von „Frente de Todos“ blieb mit 26 Prozent weit abgeschlagen auf dem zweiten Platz. 

			Sáenz, der sich selbst als Peronist bezeichnet, schlug in jüngster Zeit einige Volten zwischen den politischen Lagern. So trat er bei den Parlamentszwischenwahlen 2017 für „Cambiemos“, das Wahlbündnis Mauricio Macris, an. Zwei Jahre zuvor hatte er sich bei den Präsidentschaftswahlen 2015 als Vizekandidat für Sergio Massa aufstellen. 

			Nun an der Spitze seines eigenen Bündnisses, schlug er versöhnliche Töne gegenüber seinem einstigen politischen Konkurrenten und gewählten Präsidenten Alberto Fernández an. „Seite an Seite“ werde er mit diesem für eine bessere Zukunft Argentiniens zusammenarbeiten. Allerdings bekräftigte Sáenz auch, dass seine Politik vor allem die Provinz Salta und die Verbesserung des wirtschaftlich abgehängten Nordens in den Mittelpunkt stellen werde. Er werde nicht zulassen, dass die starke politische Spaltung, die das Land auf nationaler Ebene durchziehe, Salta in Mitleidenschaft ziehe. 

			Zur Verbesserung des Verhältnisses zu Fernández dürfte beitragen, dass Sáenz‘ künftiger Vize Antonio Marocco gute Beziehungen zum gewählten Präsidenten unterhält. Saltas politische Entwicklung wird also unweigerlich mit der auf nationaler Ebene verflochten sein.

			Konkrete Programmpunkte benannte Sáenz nach dem Sieg noch nicht. Doch seine Forderung nach mehr föderaler Autonomie waren zentraler Bestandteil seiner bisherigen Aussagen. Er bedankte sich am Wahlabend bei seinem politischen Weggefährten Sergio Massa, aber auch bei Hauptstadt-Bürgermeister Horacio Rodríguez Larreta und (Noch)-Präsident Mauricio Macri, die ihn nach dem Sieg beglückwünschten.

			Ebenfalls gefeiert wurde, dass mit Bettina Romero erstmals eine Frau als Bürgermeisterin in Salta gewählt wurde. Auch sie gehört zum Wahlbündnis von Sáenz.
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			Die Woche in Argentinien

			Treffen der Puebla-Gruppe

			Für die „Integration in Lateinamerika und der Karibik“ hat sich die sogenannte Puebla-Gruppe bei ihrem jüngsten Treffen in Buenos Aires ausgesprochen. Bei der Vereinigung handelt es sich um ein Forum progressiver Politiker und Intellektueller, das erstmals im Juli dieses Jahres im mexikanischen Puebla zusammenkam. Argentinien ist dabei vertreten durch den designierten Staatspräsidenten Alberto Fernández, die einstigen Minister Carlos Tomada, Jorge Taiana, Julián Domínguez, den Abgeordneten Felipe Solá und den deutschstämmigen Journalisten Pedro Brieger. Prominente Mitglieder sind auch die brasilianische Ex-Präsidentin Dilma Rousseff und der einstige paraguayische Staatschef Fernando Lugo. Bei ihrer Zusammenkunft in der argentinischen Hauptstadt erklärten sich die Teilnehmer solidarisch mit dem aus seinem Amt getriebenen bolivianischen Ex-Präsidenten Evo Morales. Des Weiteren riefen die Puebla-Mitglieder zu einem „effektiven Dialog“ mit Venezuela auf, um die Situation in dem Krisenland zu entschärfen. Sie stellten sich hinter den sozialen Protest in Chile und den Friedensprozess in Kolumbien. Zudem forderten sie einen stärkeren Ausbau der Regionalbündnisse Celac, Mercosur, Unasur sowie der Pazifik-Allianz.

			Demo für Evo

			Verschiedene politische Gruppierungen haben am Montag im Zentrum von Buenos Aires ihre Solidarität mit Evo Morales bekundet. Zu der Demonstration aufgerufen hatten die Kirchner-treue „La Cámpora“, aber auch andere linksgerichtete Organisationen wie die Corriente Clasista Combativa (Klassenkampfbewegung), die Frente Popular Darío Santillán, Barrios de Pie sowie die CTEP, die Vereinigung der informell Beschäftigten. Des Weiteren nahmen auch bolivianische Staatsbürger teil. Die Teilnehmer zogen vor die Botschaft Boliviens in der Avenida Corrientes, aber auch zum argentinischen Außenministerium nahe der Plaza San Martín. Dort erwirkten die Abgeordneten Leopoldo Moreau, Horacio Pietragalla und Andrés Larroque (alle Frente de Todos) ein Gespräch mit Außenminister Jorge Faurie. Der argentinische Chefdiplomat vertritt die Ansicht, dass es sich bei den Geschehnissen in Bolivien nicht um einen Staatsstreich handele.

			Franziskus kommt nicht

			Papst Franziskus wird auch im kommenden Jahr sein Heimatland nicht besuchen. Dies teilte das Oberhaupt der katholischen Kirche in einer Grußbotschaft an die Diözese Río Gallegos mit. In Argentinien hatte man die Hoffnung auf einen Papstbesuch in 2020, da sich dann die erste auf argentinischem Boden abgehaltene Messe zum 500. Mal jährt. Sie fand damals im südpatagonischen Puerto San Julián statt. Franziskus sagte: „Natürlich wäre ich gerne gekommen. Aber das geht nicht, da ich in dem Jahr bereits viele Reiseverpflichtungen habe“, vertröstete der Papst die Gläubigen im Tiefen Süden des Landes. Er versicherte jedoch: „Ich werde Euch in meinem Herzen begleiten.“ Seit Franziskus 2013 zum Papst gekürt wurde, hat er Argentinien noch keinen einzigen Besuch abgestattet. Stattdessen war er in den Nachbarländern Chile, Brasilien, Bolivien und Paraguay.

			Haftstrafen

			Claudio Minnicelli, der Schwager von Ex-Planungsminister Julio De Vido, ist zu fünf Jahren Haft verurteilt worden. Die Richter der zuständigen Spruchkammer für Wirtschaftskriminalität sahen es als erwiesen an, dass der Geschäftsmann Mitglied einer kriminellen Vereinigung war. In dem Prozess ging es um die Machenschaften der sogenannten „Container-Mafia“. Diese fälschte systematisch Zollerklärungen, um Importware an den Kontrollen vorbei ins Land zu schaffen und daraus Profit zu schlagen. Die Schmuggler hatten dabei Komplizen in der Zollbehörde. Neben Minnicelli wurden auch der Geschäftsmann Oldemar Barreiro Laborda sowie der einstige hohe Zollfunktionär für Buenos Aires, Rodolfo Paolucci, zu Haftstrafen verurteilt. Sie erhielten jeweils acht Jahre Freiheitsentzug.

			Flüge gestrichen

			Es ging einmal mehr auf Kosten der Fluggäste: Fast 15.000 Passagiere der staatlichen Fluggesellschaften Aerolíneas und Austral waren am Dienstag auf den Flughäfen Ezeiza und Aeroparque von einem überraschenden Protest betroffen, den die Gewerkschaft APTA organisierte. Diese vertritt die Flugtechniker. Gewerkschaftsführer Ricardo Cirielli wollte nicht von einem Streik sprechen. Er verwies vielmehr auf die Personalknappheit, die es schwierig mache, den normalen Betrieb zu gewährleisten. Die erwähnten Airlines sahen sich gezwungen, zwischen 6 und 14 Uhr rund 120 Flüge zu streichen. Anschließend normalisierte sich die Situation wieder. (AT/mc)
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			Pressefreiheit

			Von Juan E. Alemann

			Die Pressefreiheit gehört zum Wesen der Demokratie und der Republik. Ohne Information und ohne Diskussion über das tägliche Geschehen und Ideen, kann die Bevölkerung nicht rationell entscheiden, für wen sie bei einer Wahl stimmt. Die Politik geht grundsätzlich über die Medien, früher im Wesen über Zeitungen und Zeitschriften, und jetzt mehr über Fernsehen, Hörfunk und die neuen Medien. Kritiker der Pressefreiheit weisen darauf hin, dass die Presse allgemein Interessen vertritt, sowohl ihre eigenen wie die ihrer Inserenten, von denen sie schließlich lebt. Doch sie vergessen dabei, dass die einzelnen Medien als erstes die Gunst ihrer Leser oder Zuhörer genießen müssen. Denn ohne diese existieren sie nicht.

			Mit einem peronistisch-kirchneristischen Präsidenten wie Alberto Fernández ist die Sorge um die Erhaltung der Pressefreiheit wieder aufgekommen. Und mit Recht. Schon Perón hat in seinen ersten Regierungen ein gestörtes Verhältnis zur Presse gehabt, das so weit ging, dass er die auflagenstärkste Zeitung “La Prensa” einfach übernommen und dem Gewerkschaftsverband CGT übertragen hat. Doch eine Zeitung bildet mit ihren Lesern eine Einheit, so dass “La Prensa” dann die Leser zunehmend verlor, und Clarín, damals eine sehr kleine Zeitung, die Gelegenheit nutzte, und erreichte, dass sie weitgehend auf diese Zeitung übergingen. Grundsätzlich hat Perón jedoch die Pressefreiheit eingeschränkt, indem er Importquoten für Zeitungspapier festsetzte und sie willkürlich verteilte. Damals wurde der gesamte Bedarf an Zeitungspapier mit Importen gedeckt, und es bestand eine Devisenbewirtschaftung, so dass diese Kontingentierung in das System passte. Gleichzeitig förderte er regierungsfreundliche Zeitungen, wie “Democracia”, “La Epoca” u.a. “La Nación”, damals das eigentliche Oppositionsorgan, das jedoch vorsichtshalber nur milde Kritik übte, war schwer erhältlich. Viele Jahre später sagte Perón: “Als alle Zeitungen gegen mich waren (1945/46), gewann ich die Wahl, und als ich sie mehrheitlich für mich hatte, wurde ich abgesetzt.” Als Perón zum dritten Mal an die Regierung kam, wollten seine Anhänger die sehr kritische “La Prensa”, die an ihre Besitzer zurückgegeben worden war, wieder enteignen, aber er lehnte dies ab. Er hatte aus seiner Erfahrung gelernt.

			Unter den Kirchner-Regierungen war das Verhältnis zur Presse auch gestört, vor allem als der Konflikt mit der Landwirtschaft auftrat. Die auflagenstärkste Zeitung, “Clarín”, war bei Beginn der Regierung von Néstor Kirchner eher wohlwollend, wurde jedoch beim genannten Konflikt kritisch, was begreiflich war, da auch “Clarín” viele Leser aus dem landwirtschaftlichen Bereich hatte. Dann begann die Regierung einen aggressiven Feldzug gegen diese Zeitung, unter dem Motto “Clarín lügt”. Gleichzeitig hat die Regierung die Regierungswerbung politisch verteilt. Die großen Zeitungen erhielten kaum noch Anzeigen, die kleinen, und auch wir, gar keine, und die Mittel wurden an eigene Medien vergeben, die zwecks Regierungspropaganda gegründet wurden, wie die Zeitungen “Tiempo Argentino” und “El Argentino”, die kaum gelesen wurden, und auch an das groteske Fernsehprogramm “678”. Unter Macri wurden dann wieder normale Verhältnisse hergestellt, ohne Regierungspropaganda. 

			Die Befürchtung, dass die Pressefreiheit jetzt wieder eingeschränkt wird, hat somit ein gutes historisches Fundament. Doch die Lage ist jetzt politisch anders als früher, mit einer starken Opposition im Parlament und einer kritischen öffentlichen Meinung. Und Alberto Fernández versteht die Rolle der Presse, bemüht sich um gute Beziehungen, und unterscheidet sich hier deutlich von Cristina.
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			Im Blickfeld: Der Fall des Evo Morales

			Von Stefan Kuhn

			Der Vorfall ist schon lange her, aber er ist mir in Erinnerung geblieben. Vor gut neun Jahren spielte der bolivianische Präsident Evo Morales mit einer Regierungsauswahl Fußball gegen ein Team der Stadtverwaltung von La Paz. Einer der Gegenspieler ging den Präsidenten etwas hart an, und dieser revanchierte sich mit einem Tritt in den Unterleib. Morales flog damals nicht vom Platz, wie es nach den gängigen Fußballregeln hätte sein müssen, dafür musste sein Gegner gehen, dem obendrein noch eine Verhaftung durch die Polizei drohte. Gut, Morales entschuldigte sich danach öffentlich, aber der Tritt war auch gefilmt worden und verbreitete sich rasant im Internet. Mir fällt diese Geschichte immer wieder ein, wenn ich den Namen Evo Morales höre. Der bolivianische Präsident zeigte damals Charakterzüge, die ich mir bei einem Staatsoberhaupt nicht wünsche. Er ist jähzornig, gewalttätig und hält sich nicht an Regeln. Vor allem Letzteres fiel in der fast 14-jährigen Amtszeit des früheren Cocabauern immer wieder auf. 

			Als Morales im Januar 2006 sein Amt antrat, begleitete ihn große Skepsis. Er selbst bediente diese Vorurteile. Morales teilte aus. Ob die katholische Kirche, der Internationale Währungsfonds, die USA, Israel oder die bolivianische Oberschicht - jeder bekam sein Fett ab. Doch der erste indigene Präsident Boliviens hatte Erfolg. Er sorgte mit Rückverstaatlichungen dafür, dass die indigene Bevölkerungsmehrheit Boliviens erstmals an den Bodenschätzen des Landes teil hatte. Das Geld versickerte nicht in irgendwelchen dunklen Kanälen, es wurde in Bildung und Infrastruktur investiert. Morales eilte von Erfolg zu Erfolg.

			Schon bei den Wahlen von 2005 hatte er mit 54 Prozent ein beeindruckendes Wahlergebnis geholt. Aber eine direkte Wiederwahl ließ die Verfassung nicht zu. Morales tat, was fast alle lateinamerikanischen Caudillos, egal welcher politischen Couleur, tun. Er strebte eine Verfassungsreform an. Weil es Widerstände gab, vor allem weil sich die wirtschaftlich starken Departements für ein föderales System einsetzten, ließ der Präsident ein Referendum über seine Amtsführung abhalten. Die Zustimmung von 67 Prozent kam einem Freibrief gleich. In der Folge wurde die Verfassungsreform angenommen, und bei den Wahlen von 2009 siegte Morales mit 64 Prozent. In beiden Parlamentskammern erreichte seine Partei MAS (Movimiento al Socialismo) eine Zweidrittelmehrheit.

			Eine erneute Kandidatur von Morales bei der Präsidentschaftswahl 2014 war eigentlich schon ein verfassungsrechtlicher Eiertanz. Die neue Verfassung ermöglichte eine direkte Wiederwahl, aber weil die Verfassung ja neu war, zählte Morales erste Amtszeit nicht. Er wurde zum dritten Mal gewählt. Die bolivianische Wählerschaft fochten diese Spitzfindigkeiten nicht an. 63,4 Prozent sind immer noch ein beeindruckendes Ergebnis.

			Von da an ging es bergab. Bereits zwei Jahre nach Beginn seiner dritten Amtszeit versuchte Morales, sich eine vierte zu ermöglichen. 2016 ließ er ein dementsprechendes Verfassungsreferendum durchführen. Der Präsident wollte bis 2025 regieren. In diesem Jahr würde Bolivien sein „Bicentenario“, sein 200-jähriges Bestehen feiern. Morales verlor das Referendum nur äußerst knapp. 51 Prozent lehnten seine vierte Amtszeit ab. Vielleicht hat ihn das knappe Ergebnis ermuntert, über einen fragwürdigen juristischen Trick dennoch zu kandidieren. Es war ein großer Fehler. Vor einem Jahr wurde das Verbot einer zweiten Wiederwahl in der bolivianischen Verfassung aufgehoben, weil sie dem Menschenrecht der freien politischen Tätigkeit widerspricht. Mit solchen Begründungen könnte man in fast allen Verfassungen wichtige Regeln aufheben. Man könnte dagegen klagen, dass der US-Präsident in den USA geboren sein und der deutsche Bundespräsident mindestens 40 Jahre alt sein muss. Es gibt in Verfassungen eine Menge kritikwürdiger Regelungen, eine Beschränkung der Amtszeit des Staatsoberhauptes hat vor allem bei Präsidialdemokratien ihren Sinn.

			Aber auch ohne diese Beschränkungen wäre das Kapitel Morales mittelfristig beendet worden. Es ist unübersehbar, dass der Präsident seinen breiten Rückhalt in der Bevölkerung verloren hat. Es ist auch unbestreitbar, dass es Unregelmäßigkeiten bei den Wahlen gegeben hat. Es gibt allerdings wenige, die glauben, dass Evo Morales nicht die meisten Stimmen bekommen hat. Dass er auf Druck des Militärs und der Polizei zurückgetreten ist, hat schon einen schweren Putsch-Geruch.

			Morales hat viele Fehler gemacht. Der letzte war, dass er angesichts des knappen Ergebnisses eine Stichwahl verweigert hat. Vermutlich hätte er diese Stichwahl sogar gewonnen. Die Einsicht und das Angebot, Neuwahlen durchzuführen, kamen zu spät.

			Dass ein amtierender Präsident vor dem Ende seiner Amtszeit ins Exil gehen muss, wirft die Demokratie in Bolivien allerdings um Jahrzehnte zurück. Vor allem wird das Land dadurch nicht befriedet werden. Es ist gespalten: geografisch und sozial. Und Morales schürt diesen Konflikt bereits jetzt aus dem mexikanischen Exil.
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			Randglossen

			Die Außenpolitik stellt für Alberto Fernández ein heikles Problem dar. Die enge Beziehung zu Venezuela und Kuba, die unter den Kirchners aufgebaut wurde, ist heute nicht mehr möglich, nachdem Venezuela wirtschaftlich zusammengebrochen ist, über vier Millionen Menschen das Land verlassen haben und eine blutige Diktatur besteht. Doch AF kann jetzt nicht verurteilen, was die Kirchners als Vorbild genommen hatten. Somit versucht er jetzt, die Verbindung zu Mexiko enger zu gestalten, das mit Uruguay eine neutrale Stellung gegenüber Venezuela bezogen hat. Aber der mexikanische Präsident, Andrés Manuel López Obrador, pflegt gleichzeitig, trotz Trump, gute Beziehungen zu den Vereinigten Staaten, dem wichtigsten Handelspartner des Landes. Das ist auch für Argentinien, viel wichtiger als die Haltung gegenüber Venezuela, das die absurde Lage erlebt, ein reiches Land zu sein, das brutal verarmt ist.

			Würde man den politischen Verlierer des Monats November küren, sind Evo Morales und Pedro Sánchez schon jetzt von den Plätzen eins und zwei nicht mehr zu verdrängen. Evo war von allen guten Geistern verlassen, hat zunächst eine Stichwahl abgelehnt und schmollt jetzt im mexikanischen Exil. Der spanische Sozialdemokrat Pedro Sánchez war fast noch blöder. Er verweigerte sich sowohl einer Koalition mit der linken Partei Podemos als auch der konservativen Volkspartei. Es folgten Neuwahlen, bei denen Sozialdemokraten und Linke Stimmen verloren. Gewonnen haben Konservative und Rechtsextremisten. Jetzt kuschelt Sánchez mit der Linken. Das hätte er nach den Wahlen vom April billiger haben können.

			Schön, dass Greta Thunberg jetzt eine Mitfahrgelegenheit nach Europa gefunden hat. Die jugendliche Klimaaktivistin musste umdisponieren, denn Chile hatte wegen der sozialen Unruhen im Land den Klimagipfel in Santiago abgesagt. Er findet jetzt in Madrid statt. Die 16-jährige Greta nimmt ihre Mission ernst, deshalb fliegt sie nicht. Allerdings wäre der Landweg nach Santiago von New York aus mit 8300 Kilometern Luftlinie auch keine klimaneutrale Spazierfahrt gewesen. Nach Madrid gelangt man nicht über Land, aber die Distanz ist mit 5800 Kilometern schon etwas geringer. Man muss die Flugscham ja nicht übertreiben, denn es ist schon ein Unterschied, ob man 12.000 Kilometer von Buenos Aires nach Frankfurt fliegt oder 38 Kilometer von Maastricht nach Lüttich.
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			Niedrigzinspolitik spart deutschem Staat viel Geld

			Der deutsche Staat hat einer Studie des Allianz-Konzerns zufolge im Vergleich der Euroländer stark von der Niedrigzinspolitik der Europäischen Zentralbank (EZB) profitiert. Die Zinsersparnis für den Bund habe sich zwischen 2008 und 2018 auf E 114 Mrd. summiert, hieß es in einer am Montag veröffentlichten Studie zum „Allianz Interest Income Calculator“. Demnach liegt die Ursache für das gute Abschneiden des Bundeshaushaltes darin, dass die extrem niedrigen Zinsen mit einer Zurücknahme bei der Aufnahme neuer Schulden einhergingen. Die Allianz-Experten wiesen darauf hin, dass nicht alle Euroländer vom Zinsverfall profitierten. „Steigende Schulden machten in einigen Ländern den Zinsverfall wieder zunichte“, hieß es.

			Während die deutschen Staatsfinanzen durch die Nullzinspolitik entlastet wurden, zeigte sich bei der Situation der privaten Haushalte ein völlig anderes Bild. Unter anderem wegen der vergleichsweise hohen Ersparnisse und einer eher geringen Verschuldung schlägt die Nullzinspolitik der EZB bei deutschen Haushalten besonders stark zu Buche. Beim Nettozinseinkommen (empfangene abzüglich geleistete Zinszahlungen) bezifferten die Allianz-Experten den Verlust für die deutschen Haushalte auf E 123 Mrd. 

			„Dass sich Deutschland auf der Gewinnerseite wiederfindet, bedeutet nichts anderes, als dass Niedrigzinsen hierzulande vor allem ein Verteilungsproblem sind“, sagte Allianz-Experte Arne Holzhausen, einer der Autoren der Studie. Er schlug vor, die Folgen der Niedrigzinspolitik für die privaten Haushalte abzumildern, indem der Staat die Zinsersparnisse an die Bürgen weitergibt. Dann könnte die Staatsfinanzen jedoch in die Defizitzone rutschen, was eine weitere Verschuldung herbeiführt.

			Die niedrigen Zinsen, die in der Welt vorherrschen, sind ein „conditio sine qua non“ um die hohe Staatsverschuldung zu ertragen, die auf der Welt allgemein ist. In den Vereinigten Staaten stellt jeder zusätzliche Zinspunkt eine Erhöhung des Staatsdefizits um ein Prozent dar, in Italien, Griechenland und, an erster Stelle, Japan, viel mehr. Japan erträgt eine Staatsschuld von über 200% des BIP nur, weil der Staat kaum Zinsen zahlt, als Folge einer hohen Liquidität, die sich aus hohen privaten Ersparnissen ergibt. Mit extrem niedrigen Zinsen wird die Staatsschuld allgemein verwässert, weil die Inflation über den Zinsen liegt. Die Inflation wird in den USA und der EU mit ca. 2% jährlich angegeben (und auch von der Fed und der EZB angepeilt), dürfte jedoch in Wirklichkeit etwas höher liegen, eventuell bei 3% oder sogar 4%. Ohne diese langfristige Verwässerung würde die hohe und zunehmende Staatsverschuldung schließlich in einer finanziellen und wirtschaftlichen Katastrophe enden. (dpa/AT/jea)
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			Die Struktur der argentinischen Landwirtschaft

			Das Statistische Amt hat die Ergebnisse des landwirtschaftlichen Zensus bekanntgegeben, der Mitte 2018 durchgeführt wurde. Der vorangehende Zensus fand 2008 statt, war jedoch unvollständig, weil damals der Konflikt zwischen der Regierung von Cristina Kirchner und der Landwirtschaft aufgekommen war, der störend wirkte. Der vorangehende Zensus, von 2002, war hingegen vollständig. Dieses Mal haben 3.500 Personen am Zensus gearbeitet.

			Die Zahl der Betriebe

			Die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe lag bei 250.881, von denen 222.201 genau festgesetzte Flächen aufwiesen. Es waren 25% weniger als 2002. Im Jahr 1988 gab es noch 378.357 landwirtschaftliche Betriebe, so dass in 30 Jahren ein Rückgang von 41,2% stattgefunden hat. Die durchschnittliche Fläche stieg dabei von 550 ha auf 690 ha. Der Durchschnitt besagt jedoch sehr wenig, da diese Fläche in der zentralen Gegend der feuchten Pampa einem Landwirt den Lebensunterhalt bieten kann, während in Patagonien Betriebe unter 5.000 ha nur ausnahmsweise wirtschaftlich sind.

			Die Entwicklung war jedoch bei den einzelnen Provinzen unterschiedlich, mit einigen, die mehr Betriebe aufweisen. Von der gesamten Fläche waren 2018 157.400 ha produktiv eingesetzt. Der Rest der Fläche (93.481 ha) entfällt auf natürliche Wälder, extrem trockene oder bergige Gegenden. Gelegentlich gehen produktive Betriebe auf diese nicht genutzten Flächen über, wobei dann oft die äußere Grenze unbestimmt bleibt.

			Die Zahl der Landbesitzer ist viel höher, da viele Betriebe mehrere Besitzer haben, wobei Großbetriebe in der Regel Aktiengesellschaften sind, mit vielen Aktionären. Da in Argentinien kein Majorat besteht, wie in Europa (wo ein Landbetrieb auf den ältesten Sohn übergeht), sondern das normale Erbrecht gilt, schreitet die Aufteilung des Landbesitzes ständig voran. In einigen Fällen wird das Land nach dem Tod des Besitzers unter den Erben aufgeteilt, in anderen nur der Besitz des Kapitals der Gesellschaft.

			Verwendung des Landes

			37,4 Mio. ha wurden mit Getreide, Ölsaaten, Futterpflanzen, Gemüse und Obst gesät. 2002 waren es 38 Mio. ha, so dass die Veränderung minimal war. Doch innerhalb der Gesamtfläche hat seit 2002 die Fläche abgenommen, die für Weiden bestimmt ist, während die mit Getreide und Ölsaaten gesäte Fläche zugenommen hat, bei Getreide von 9,9 auf 11,3 Mio. ha und bei Ölsaaten von 12,9 auf 14,3 Mio. ha. Die mit künstlichen Weiden bedeckte Fläche ging von 7,8 auf 3,8 Mio. ha. zurück. Hier kommt der Aufschwung der “feed lots” zum Ausdruck, mit denen die Rinder in Ställen und nicht auf dem Land gemästet werden. 

			130.803 ha werden für Rinderzucht und -mästung eingesetzt, wobei dies auch oft auf Flächen geschieht, auf denen die Ernte von Getreide und Ölsaaten beendet wurde. Zum 30.6.18 wurden 40,41 Mio. Rinder festgestellt. 2002 waren es 48,5 Mio. Rinder. Indessen sinkt der Rinderbestand im Juni aus saisonalen Gründen, weil Land für die Neugeburten im Frühling freigesetzt wird. Der Bestand wird jetzt gemäß jüngsten offiziellen Angaben auf 53,94 Mio. Rinder berechnet.

			Die Zahl der Schafe betrug 8,62 Mio., die der Schweine 3,6 Mio., der Ziegen 2,57 Mio. und der Pferde 908.288. Der Schafbestand nimmt seit Jahrzehnten schon stark ab, weil der Preis für Wolle auf dem Weltmarkt stark wegen Übergang auf Kunststoffe (im letzten Jahrzehnt besonders auf “Polar-Stoffe”) zurückgegangen ist. Der Übergang von Schafzucht für Fleischproduktion schreitet nur langsam voran, weil er mit einer Änderung der Rassen einher geht, auf solche mit mehr Fleisch und Fett und weniger Wolle. Der Bestand an Pferden nimmt ständig ab, weil das Pferd durch die “Pick-up” und den Traktor ersetzt wurde. Außerdem benötigen die Pferde viel Land. Hingegen nimmt die Schweinezucht rasant zu, die nur geringe Landflächen beansprucht und sehr intensiv ist. In den letzten Jahrzehnten haben sich neue Großbetriebe gebildet, und die bestehenden haben sich ausgeweitet und modernisiert. 

			Landbesitz und Pachten

			213,2 Mio. ha werden von den Besitzern betrieben, und 29,3 Mio. ha werden verpachtet. Der Anteil der von Besitzer verwalteten Betrieben lag bei 69%, gegen 74% 2002, und der von verpachteten lag bei 19%, gegen 12% 2002. 

			Die Zunahme der Pachten hängt mit der Aufteilung des landwirtschaftlichen Besitzes zusammen. Landwirte mit kleineren Flächen haben gegenwärtig verschiedene Möglichkeiten: 1. Sie können das Land selber bearbeiten, und dabei mehr auf Gemüseanbau u.dgl. übergehen, bei dem keine großen Flächen erforderlich sind. 2. Sie können Unternehmen für die Aussaat und die Ernte verpflichten, die mit großen Maschinen ausgestattet sind und sehr wirtschaftlich arbeiten. 3. Sie können ihr Land verpachten; 4. Sie können das Land in einen “Pool” eingeben, so dass es im Rahmen eines Großbetriebes bearbeitet wird und der Gewinn dann gemäß der Fläche aufgeteilt wird, die jeder Landbesitzer beigetragen hat. Die Lage ist grundsätzlich anders als vor einem Jahrhundert, als viele Großgrundbesitzer ihr Land an viele Landwirte pachteten, die es dann bearbeiteten, mit viel persönlichem Einsatz und kaum mit Landmaschinen. Sie waren eigentlich Landarbeiter. Dabei entstand ein sozialer Gegensatz, und es gab auch kritische Situationen, wenn die Pächter nicht zahlen konnten und das gepachtete Land verlassen mussten. Diese Pächter wurden vom Verband “Federación Agraria Argentina” vertreten. 

			Auf den landwirtschaftlichen Betrieben wohnten 2018 732.986 Personen, davon 420.704 als ständige Landarbeiter. In 34% der Betriebe werden Computer eingesetzt, und 35% haben Zugang zu Internet. 35% der Betriebe verpflichteten unabhängige Fachleute für Beratungsdienste.

			Der Maschinenbestand

			Insgesamt wurden 2018 200.069 Traktoren, 23.475 Erntemaschinen,74.956 Saatmaschinen und 37.778 Maschinen für die Zubereitung von Futtermitteln festgestellt. Was nicht bekanntgegeben, oder nicht erhoben wurde, ist das Ausmaß des Übergangs auf stärkere Traktoren (von über 200 PS, gegen früher knapp über 50 PS) und größere Landmaschinen, so dass die Kapazität, gemessen an der möglichen Leistung stark zugenommen hat. Das spart Kosten und erlaubt, schneller zu säen und zu ernten und somit günstige Klimaperioden besser zu nutzen.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 63, gegen $ 63,26 eine Woche zuvor. Der Devisenmarkt steht unter Angebotsdruck, nachdem die Käufe für Sparzwecke, Tourismus und auch andere beschränkt wurden, und die Landwirte auf der anderen Seite ihren Bestand verkaufen, einmal weil sie befürchten, dass wieder Exportzölle eingeführt werden, und dann, weil sie das Geld für die nächste Saatperiode brauchen. Die ZB konnte den Zinssatz für Leliq sogar auf 63% senken und einen Betrag von $ 11,9 Mrd., der verfiel, nicht erneuern, ohne dass dies eine Wirkung auf den Devisenmarkt hatte. Seit den Wahlen haben die ZB und auch staatliche Banken über u$s 1,3 Mrd. gekauft. Der Schwarzkurs (genannt “blue”) stieg letzte Woche leicht auf $ 66,76. Hingegen ging der Kurs, der sich bei Überweisungen über Kauf von Staatspapieren in Argentinien und Verkauf in New York ergibt (“contado con liqui”) leicht in die Höhe und schloss mit $ 77,16. Die ZB-Reserven lagen am Mittwoch bei u$s 43,47, gegen u$s 43,38 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.8.20 bei $ 90,9, was einen Zinssatz von 68,98% zum Ausdruck bringt.

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires weist in einer Woche zum Mittwoch einen Rückgang von 8,9% aus, und liegt um 6,76% über Ende 2018. 

			***

			Die Staatstitel, die in New York gehandelt werden, wiesen in einer Woche zum Mittwoch eine betonte Baisse auf. Die Entwicklung war im Einzenen wie folgt: Argentina 2022: -5,54%; Argentina 2021: -5,88%; Argentina 2026: -5,43%; Argentina 2046: -3.65%; Bonar 2024: -5,48%.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 24 Karat zu $ 2.739,07 oro Gramm gehandelt, gegen 2.997,63 in der Vorwoche.

			***

			Die Geldmenge, definiert als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 1.11.19 um 19,31%, bei einer Zunahme von 11,55% in den letzten 30 Tagen. Der Notenumlauf in Händen des Publikums stieg in 12 Monaten um 27,66%, während die Bankdepositen bei der ZB nur um 7,71% zunahmen. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, stieg in 12 Monaten um 31,53%.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 11.11.19 um 15,71% auf $ 3,25 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 13,48% auf $ 1,87 Bio. zu. Die Dollardepositen nahmen in der gleichen Periode um 36,23% auf u$s 21,33 Mrd. ab, und die Dollarkredite gingen um 25,24% auf u$ 11,78 Mrd. zurück.

			***

			Die Löhne sind im September gemäß der Statistik des Arbeitssekretariates (RIPTE-Index) um 3,8% gestiegen, bei einer Preiszunahme (Index der Konsumentenpreise) von 5,9%, so dass sich ein Reallohnverlust von 2% ergibt. In 9 Monaten 2019 stiegen die Löhne um 32,5% und die Preise um 37,7%, so dass der Reallohn um 3,8% abgenommen hat. Der Durchschnittslohn, den der RIPTE-Index ermittelt, lag im September bei $ 45.485,23. Während der ganzen Macri-Regierung sind die Reallöhne im formellen Bereich gemäß der offiziellen Berechnung um ca. 20% gefallen. 

			***

			Der Index der Konsumentenpreise des INDEC wies für Oktober eine Zunahme von 3,3% aus, unter den Erwartungen der privaten Wirtschaftler, die bei 4% lagen. Lebensmittel und Getränke stiegen nur um 2,5%, wobei sich hier die Ausnahme von der MwSt. für bestimmte Produkte ausgewirkt hat. Ebenfalls haben sich Preiseinfrierungen bei öffentlichen Dienste ausgewirkt. Gegegnüber dem gleichen Vorjahresmonat betrug die Zunahme 50,5%,

			***

			Das Amt für öffentliche Einnahmen AFIP hat die Kontrolle bei der Ausstellung von Rechnungen verschärft, um falsche Rechnungen, die als Mittel für Steuerhinterziehung eingesetzt werden, rechtzeitig aufzudecken. Unternehmen, die ihre erste Rechnung ausstellen, müssen den Nachweis über ein Vermögen von $ 1,6 Mio. erbringen und die Vermögenserklärung der letzte zwei Jahre vorlegen. 

			***

			Der Präsident der Interamerikanischen Entwicklungsbank (BID), Luis Moreno, versicherte dem gewählten Präsdenten Alberto Fernandez bei seiner Rückkehr aus Mexiko im Flughafen Ezeiza, dass unmittelbar noch u$s 6 Mrd. als Teil der gewährten Kredite von u$s 10 Mrd. ausgezahlt würden, die sich aus 65 Einzelkrediten zusammensetzen. Eines der wichtigsten Projekte, das u.a. mit BID-Krediten finanziert wird, ist der Tunnel Agua Negra, der die Provinz San Juan mit Coquimbo, in Chile verbindet. Die BID hat für dieses Projekt u$s 1,5 Mrd. genehmigt, wobei die Fertigstellung noch mehrere Jahre dauern wird. 

			*** 

			Im Oktober wurden 152.563 gebrauchte Kfz. verkauft, 6,71% mehr als im gleichen Vorjahresmonat und 0,29% über September 2019. In 10 Monaten 2019 wurden 1,45 Mio. gebrauchte Automobile, Pick-ups und Lastwagen verkauft, 1,80% unter dem Vorjahr. Für jedes neue Kfz., das im Oktober verkauft wurde, wurden 4,7 gebrauchte verkauft, was zeigt, dass eine Kette von Verkäufen entstanden ist, bei der insgesamt 185.440 Personen oder Unternehmen ihr Fahrzeuge erneuert haben. Am Ende der Kette gelangten viele (meistens junge Menschen) zu ihrem ersten Automobil, das sie sehr billig kaufen konnten.

			***

			Das Institut für Fiskalstudien IARAF (Instituto Argentino de Análisis Fiscal) hat ermittelt, dass die Macri-Regierung in vier Jahren ein Defizit der Staatsfinanzen von umgerechnet u$s 112,3 Mrd. ausweist. Das umfasst das primäre Defizit (das stark abgenommen hat) und die Zinsen auf die Staatsschuld (die stark zugenommen haben). Das Defizit wurde an erster Stelle durch Aufnahme neuer Schulden auf dem internationalen Finanzmarkt gedeckt. Die Staatsschuld in ausländischen Währungen stieg zwischen Ende 2015 und dem 30.6.2019 um u$s 92,24 Mrd.

			***

			Der sogenannte “Belgrano-Plan”, der dazu bestimmt ist, die Nordprovinzen besser mit den Häfen von Rosario und Buenos Aires zu verbinden, den die Macri-Regierung von Null an eingeleitet hat, wurde laut offiziellen Angaben zu 45% erfüllt. Das Wichtigste war dabei die Erneuerung der Belgrano-Frachteisenbahn, die von Buenos Aires bis Jujuy und Chaco führt. Bei dieser Eisenbahn wurden 826 km Schienen erneuert, wobei an der Erneuerung von weiteren 360 km gearbeitet wird und noch zusätzlich 60 km, ausgeschrieben wurden. Außerdem wurde diese Eisenbahn mit neuen Lokomotiven und Waggons ausgestattet, so das die transportierte Fracht schon stark zugenommen hat, was niedrigere Transportkosten bedeutet. Ebenfalls wurden unter der Macri-Regierung 7.200 km Straßen erneuert oder gebaut, von denen ein großer Teil auch dem Norden des Landes dient.

			***

			Das kanadische Bergbauunternehmen Millenial Lithium hat eine Investition von u$s 450 Mio. in Gang gesetzt, um ein Lithiumlager in der Provinz Salta auszubeuten. Eine Pilotanlage wurde schon fertiggestellt, die Anfang 2020 in Betrieb genommen werden soll. Ab 2016 hat die Firma mehrere Konzessionen, die an andere Unternehmen vergeben worden waren, aufgekauft. Insgesamt hat die Firma schon u$s 40 Mio. effektiv investiert.

			***

			Am Freitag der Vorwoche verließ das Schiff Excalibur den Hafen von Bahía Blanca mit einer Ladung von verflüssigtem Gas, das für Brasilien bestimmt ist. Seit Februar 2019 befindet sich ein Schiff mit einer Gasverflüssigungsanlage im Hafen von Bahía Blanca, das von der belgischen Exmar für 10 Jahre gemietet wurde und eine Kapazität von 2,5 Mio. cbm Gas pro Tag hat. Unter den Kirchners wurde verflüssigtes Gas in hohen Mengen importiert (nachdem die lokale Produktion stark abgenommen hatte), und in Bahía Blanca und Escobar lagen je ein Schiff vor Anker, die für die Umwandlung in normales Gas ausgestattet waren. Jetzt ist es in Bahía Blanca umgekehrt, nachdem die Gasproduktion dank Vaca Muerta stark gestiegen ist. In den Sommermonaten weist Argentinien einen Gasüberschuss aus, der zum Teil direkt nach Chile exportiert wird (die Gasleitung besteht schon seit über zwei Jahrzehnten) und zum Teil verflüssigt und per Schiff exportiert wird. Im Winter reicht das hier erzeugte Gas eventuell nicht aus, wobei dann mehr Gas aus Bolivien importiert wird, und eventuell auch verflüssigtes Gas über den Hafen von Escobar, am Paraná-Fluss, wo sich das Schiff mit der Anlage für diesen Zweck noch befindet. Die Gesamtrechnung wird beim Gasaußenhandel dieses Jahr etwa ausgeglichen sein, und voraussichtlich ab 2020 einen zunehmenden Überschuss aufweisen.

			***

			Der Construya-Index, den die lokalen Fabrikanten von Baumaterialien auf Grund ihrer Lieferungen berechnen, lag im Oktober um 8,8% über dem gleichen Vorjahresmonat und um 5,08% über September 2019. Dennoch liegen die ersten 10 Monate 2019 um 10,7% unter dem Vorjahr. Die eingeschlossenen Baumaterialien sind Zement, Ziegelsteine, Rundeisen, Aluminiumfenster und -Türen, Klebemittel u.dgl., Farben, Röhren und Ausstattungen von Badezimmern. Der Index der Bautätigkeit des INDEC weist im Oktober einen interannuellen Rückgang von 8,5% aus, und in 10 Monaten 2019 einen von 8%. Daraus kann man entnehmen, dass die Bauunternehmen sich im Oktober auf eine höhere Tätigkeit vorbereitet haben und deshalb mehr Baumaterialien gekauft haben. Im November sollte der Index der Bautätigkeit somit eine starke Zunahme aufweisen.

			***

			Die AFIP hat beschlossen, bis zum 30. November keine Vermögensbeschlagnahmen bei säumigen Steuerschuldnern vorzunehmen. Ende November läuft auch der Termin ab, der für die erste Zahlung derjenigen gilt, die sich dem Moratorium von 120 monatlichen Raten angeschlossen haben. Die Entscheidung, wieder Prozesse gegen säumige Steuerschuldner einzuleiten, wird auf die Regierung übertragen, die am 10.12.19 beginnt. Alberto Fernández bietet sich jetzt eine gute Gelegenheit, um das System der Vermögensbeschlagnahme zu ändern, das in der Praxis den säumigen Schuldnern die Zahlung noch mehr erschwert, weil sie dann nicht einmal über ihre Girokonten verfügen können. Das ist heller Wahnsinn. Die Anwälte der AFIP erhalten bei Prozessen ein Honorar (wie wenn sie private Anwälte wären), und beeilen sich deshalb bei der Beschlagnahme. Es wäre gut, wenn (per Dekret oder Beschluss) eine Pause eingeschaltet würde, während der der säumige Schuldner gemahnt wird, und einen Zahlungsplan vorlegen kann. In einem Land, in dem der Bankkredit den meisten Unternehmen nicht zur Verfügung steht, oder extrem begrenzt und teuer ist, muss das Steueramt flexibler vorgehen.

			*** 

			Das Transportministerium hat Straßen von 1.073 km zusätzlich zu den schon genehmigten 15.000 km für den Einsatz von Lastwagen mit Anhänger von bis zu 25,5 Metern Länge (“bitrenes”) zugelassen. 14 Provinzen haben ihre Verkehrsnormen schon entsprechend angepasst. Diese Lastwagen verringern die Kosten por Tonnenkilometer, einmal weil sie weniger Treibstoff pro Tonne verbrauchen, und dann weil auf jeden Chauffeur mehr Tonnen entfallen.

			***

			Zu den vier Klagen von Investmentfonds, die in New York wegen des nicht gezahlten Wachstumscoupons vor Gericht eingereicht worden sind, sind jetzt drei weitere in London hinzugekommen. Es handelt sich um Klage von Palladian Partners, HBK Master Fund und Hirsch Group. Es handelt sich darum, dass unter der Regierung von Cristina Kirchner der damalige Wirtschaftsminister Axel Kiciloff zunächst eine Zunahme des BIP angekündigt hatte, bei der der Wachstumscoupon gezahlt werden musste, danach jedoch die Zahl korrigierte, so dass die 3,2% nicht erreicht wurden, bei der der Coupon gezahlt werden muss. Die Klagen können Argentinien insgesamt um die U$s 4 Mrd. kosten. Der Wachstumscoupon ist ein Unfug, den der damalige Finanzsekretär Gustavo Nielsen (der jetzt wieder in die Regierung kommen soll) erfunden hat. Die Zunahme des BIP ist stets eine konfliktive Zahl, weil die Berechnung auf vielen Annahmen fußt, die schwach begründet sind. Außerdem hatte dieser Coupon überhaupt keine Wirkung auf die Inhaber argentinischer Staatstitel, die umgeschuldet wurden. Die meisten verkauften den Coupon zu Schleuderpreisen, und Geierfonds kauften ihn.

			***

			Die chinesische Regierung hat 19 weitere Schlachthäuser in Argentinien für den Export nach China zugelassen, so dass es jetzt insgesamt 91 sind. Von den neuen entfallen 5 auf Rinder, einer auf Geflügel, 8 auf Schweine und 4 auf Gefrieranlagen. Der Export von Rindfleisch nach China lag in 9 Monaten 2019 um 122% über dem Vorjahr, der von Geflügel um 92%. Dieses Jahr wurde zum ersten Mal auch Schweinefleisch nach China exportiert.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Bei der Ausschreibung von Erdölgebieten auf dem Meeresgrund, vor Rio de Janeiro, die am Mittwoch der Vorwoche stattfand, erhielt die brasilianische Regierung nur Offerten für u$s 17,5 Mrd., 65% der erwarteten Summe. Am Donnerstag kam dann ein weiteres Gebiet hinzu, für das die Offerten u$s 1,26 Mrd. ausmachten, 64,3% des erwarteten Betrages. Bergbau- und Energieminister Bento Albuquerque erklärte, im Kongress würde schon ein Gesetzesprojekt behandelt, das Petrobras das Präferenzrecht entzieht und erlaubt die sogenannten “Presal-Gebiete” in Konzession zu vergeben, statt wie bisher nur mit einer gesellschaftlichen Verbindung mit Petrobras.

			***

			Die brasilianische Regierung hat eine zollfreie Importquote von 750.000 Tonnen Weizen für Lieferungen außerhalb des Mercosur eingeführt. Brasilien hat einen jährlichen Bedarf von 12 Mio. Tonnen Weizen, von denen 5 Mio. mit eigener Produktion und 7 Mio. zum größten Teil mit Lieferungen aus Argentinien gedeckt werden.

			***

			Der gigantische soziale Aufstand in Chile hängt auch mit der starken Vermögenskonzentration und der von Oligopolen (Monopolen mit mehreren Beteiligten) beherrschten Wirtschaft zusammen. Der Analyst Jorge Castro weist in der Zeitung “Clarín” darauf hin, dass die Beteiligung der drei größten Unternehmen bei den 10 wichtigsten Branchen zwischen 85% und 92% liegt, 4 Mal so viel wie in den OECD-Staaten mit der höchsten Konzentration. Andererseits stellt Kupfer 60% der Exporte und 20% des Bruottinlandsproduktes dar, was die Wirtschaft stark vom Kupferpreis abhängig macht. Aber die Kupferwirtschaft beschäftigt nur ca. 200.000 Personen, bei einer Bevölkerung von 17 Mio.

			***

			Evo Morales, der 14 Jahre Präsident von Bolivien war, unterscheidet sich deutlich von Nicolás Maduro und Hugo Chávez (Venezuela), Fidel und Raúl Castro (Cuba) und auch von Rafael Correa (Ecuador) und Daniel Ortega (Nicaragua), mit denen er ideologisch in einen Topf geworfen wird. Er hat die Inflation erfolgreich bekämpft, so dass sie jetzt 4% jährlich beträgt. Das BIP hat zwischen 2005 und 2014 durchschnittlich 5,1% jährlich zugenommen, womit Bolivien in Lateinamerika hinter Peru (+6,1% jährlich) und Uruguay (+5,2) an dritter Stelle liegt. Der Mindestlohn wurde zwischen 2006 und 2014 verdreifacht, und die Armut sank von 60% auf 39% der Bevölkerung. Morales hat zwar am Anfang die Erdölunternehmen verstaatlicht und die Steuern auf Erdöl und Gas drastisch erhöht, sich nachher jedoch mit diesen Unternehmen verständigt, so dass die Produktion weiter gestiegen ist. Er war ein pragmatischer Ideologe, der den Populismus in Grenzen hielt und in wirtschaftlichen Grundsatzfragen rationell handelte. Dennoch wies Bolivien in den letzten Jahren ein Defizit bei den Staatsfinanzen auf, das 2019 8% des BIP erreichte. Die Staatsschuld war unter seiner Regierung zunächst von 81% des BIP auf 55% (2012) gefallen, stieg danach auf jetzt 51%. 

			***

			In Brasilien ist die tiefgreifende Reform des Pensionierungssystems in Kraft getreten. Das Wesentliche ist die Einführung eines Mindestalters (65 Jahren bei Männern und 62 Jahre bei Frauen) für die Pensionierung. Bisher waren nur 30 Beitragsjahre erforderlich, so dass viele Menschen mit 48 Jahren in Pension gingen. Die Regierung rechnet in einer Periode von 10 Jahren mit Ersparnissen von bis zu u$s 200 Mrd., weil jetzt viel weniger Menschen in Pension gehen, wobei auch die Sterberate unter Pensionären aus Altergründen hoch ist. Bolsonario schreitet jetzt mit weiteren Reformvorschlägen voran, um das Defizit der Staatsfinanzen auszumerzen. Sein Vorgänger, Michel Temer, hatte schon eine tiefgreifende Reform der Arbeitsgesetzgebung durchgesetzt. Brasilien macht, im Gegensatz zu Argentinien, große Fortschritte bei strukturellen Reformen. 

			***

			Geschäftsnachrichten

			China Huobi Group

			Die argentinische Filiale dieser chinesischen Firma, die eine der größten Plattformen für den Handel mit Kryptowährungen betreibt, hat eine Investition von u$s 100 Mio. bekanntgegeben, um in Argentinien ein Datenzentrum zu errichten, das größte in Lateinamerika. Dabei wird es auch möglich sein, binnen eines Monats Transaktionen in argentinischen Pesos über ihre Plattform durchzuführen. Das Unternehmen will binnen 2 Jahren ca. 100 qualifizierte Arbeitsplätze schaffen. Huobi verwaltet gegenwärtig einen täglichen Umsatz an Kryptowährungen von über einer Milliarde Dollar, gab der Präsident der lokalen Filiale, Carlos Banfi, bekannt. Huobi wurde 2013 gegründet und ist jetzt in 130 Ländern tätig. Das Unternehmen ist bei Blockchain weltweit führend.

			TGS

			Dieser Betreiber der Ferngasnetze aus dem Süden, hat eine erste Sendung von verflüssigtem Gas (GLP) nach Brasilien eingeleitet, in sechs Lastwagen mit speziellen Tanks, die der Firma Contatto gehören. Das Gas wurde in Bahía Blanca, im petrochemischen Komplex “Cerri” verflüssigt. Die Lieferungen erfolgen im November, Dezember und Januar. Dieses Jahr wurden schon 30.000 Tonnen GPS per Schiff nach Australien exportiert. 

			YPF

			Dieses staatlich kontrollierte Erdölunternehmen hat der Wertpapierkommission für 9 Monate 2019 einen Verlust von $ 23,02 Mrd. gemeldet, der ausschließlich auf die Verringerung des Buchwertes der Gasaktiven der Firma um $ 31,07 Mrd. beruht. Allein im 3. Quartal 2019 wies das Unternehmen einen Gewinn von $ 18,55 Mrd. aus. Aber bei Berücksichtigung des genannten Wertverlustes ergab sich schließlich ein Verlust von $ 12,54 Mrd. In 9 Monaten betrug der Gewinn, ohne den Wertverlust der Gaslager abzuziehen, $ 8,05 Mrd. Das Überangebot von Gas von Oktober 2018 bis April 2019 hat den Gaspreis auf ca. u$s 2 je Mio. BTU gesenkt. Der Preis für Erdöl lag bei YPF im 3. Quartal 2019 bei u$s 48,5 je Barrel. Der Preis in Dollar wurde durch die Einfrierung der Pesopreise gedrückt, die im 3. Quartal vollzogen wurde. Im 3. Quartal 2019 lag der Verkauf von Dieselöl um 5,9% unter der gleichen Vorjahresperiode, der von Benzin um 1,8% niedriger.

			Techint

			Diese Firma hat den Bau des Atomreaktors Carem 25, bei Zárate, stillgelegt und bei 270 Arbeitern für drei Wochen die Arbeit aufgehoben. Das Unternehmen erklärte, die Entscheidung sei getroffen worden, weil die notwendigen Unterlagen zu spät überreicht worden seien, und die nationale Atomenergiekommission (CNEA) ständige Änderungen durchführe. Außerdem zahle die CNEA mit Verspätung. All das habe schon zu einer Verdoppelung der vorgesehenen Bauzeit geführt, was mit hohen zusätzlichen Kosten verbunden ist. Der Carem 25 ist der erste Reaktor, der vollständig in Argentinen entworfen wurde, und jetzt gebaut wird.
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			Das Sozialabkommen als einzigartige Gelegenheit

			Von Juan E. Alemann

			Alberto Fernández äußert bezüglich der Wirtschaftspolitik seiner am 10. Dezember beginnenden Regierung zwei Grundgedanken: einmal, dass die Umschuldung, die sich schon in Gang befindet, so bald wie möglich abgeschlossen wird, und so gestaltet wird, dass die Verpflichtungen, die der argentinische Staat eingeht, eingehalten werden können. Das drückt er mit Umschweifen in einer politischen Sprache aus, die gelegentlich missverstanden wird. Als zweites besteht er auf einem Sozialabkommen, das über ein Stillhalteabkommen von Preisen und Löhnen für eine bestimmte Periode hinausgeht. Der Dachverband der Gewerkschaften, die CGT, hat prinzipiell schon zugestimmt, indem er A. Fernández eine Pause versprochen hat, während der es angeblich keine Forderungen und keine Streiks geben werde. Wie lange diese Pause sein wird, wurde noch nicht bestimmt; aber die Gewerkschafter denken an eine längere Periode, eventuell von einem Jahr. Und A. Fernández sagte seinerseits, die CGT werde Teil seiner Regierung sein, was im Klartext so gedeutet werden kann, dass sie mitverantwortlich für die Erfüllung der Auflagen sein soll, die im Sozialabkommen enthalten sind. 

			Die Erinnerung an das Sozialabkommen, das 1973 unter den Regierungen von Héctor Cámpora und Juan Perón, mit José Ber Gelbard als starker Wirtschaftsminister, abgeschlossen wurde, ruft böse Erinnerungen hervor. Es war im Wesen ein kurzfristiges Lohn- und Preisabkommen, das jedoch ein schlechtes Ende nahm, nachdem die Wirtschaftspolitik sonst nicht mit dem Stabilitätsziel einher ging, ein hohes Staatsdefizit bestand, die Geldschöpfung hoch war, und der immer mehr zurückgebliebene Wechselkurs nicht weiter erhalten werden konnte. Es kam zu einer Megaabwertung, genannt “Rodrigazo”, weil sie Wirtschaftsminister Celestino Rodrigo vollzog. Und danach kam bald eine dreistellige Inflation, die im März 1976 in Hyperinflation mündete und von der Übernahme der Regierung durch die Militärs beendet wurde. Es dürfte positiv wirken, wenn man sich dies jetzt vor Augen hält.

			Am Sozialabkommen beteiligen sich zunächst Gewerkschafter auf der einen und Unternehmer auf der anderen Seite. Aber der Staat ist auch Präsent. Bei den Gewerkschaften kann es eine einheitliche Vertretung geben, weil ihr Interesse allgemein das Gleiche ist. Aber bei den Unternehmern gibt es sehr verschiedene Interessen, an erster Stelle zwischen Landwirtschaft und Industrie, und an zweiter zwischen diesen Bereichen und den Banken. Es muss somit versucht werden, dass sich alle Branchen, und auch Großunternehmen sowie kleine und mittlere (Pymes), vertreten fühlen. Und das ist gewiss nicht einfach.

			Der Staat hat dabei jedoch eine entscheidende Rolle, die weit über die Schlichtung der unterschiedlichen Positionen geht. Der Staat muss davon ausgehen, dass das Abkommen im Wesen ein Mittel ist, um die Inflation zu drücken und dann Stabilität zu erreichen, und allgemein Bedingungen zu schaffen, die Wachstum und Lösungen der einzelnen sozialen Probleme erlauben. Die zuständigen Staatsbeamten, an erster Stelle der Wirtschaftsminister (der laut Äußerung von AF eine starke Stellung haben soll) müssen sich klar bewusst sein, dass es hier um weit mehr geht, als Gewerkschaften und Unternehmer zur Diskussion stellen. 

			Zunächst geht es um ein Stillhalteabkommen bei Löhnen und Preisen. Dabei müssen die Gewerkschaften den Reallohnverlust hinnehmen, den sie 2018 und 2019 erlitten haben. A. Fernández sprach vor einiger Zeit von einer Anfangserhöhung der Löhne von ca. 35% als Ausgangspunkt. Das hat er zum Glück nicht wiederholt. Denn dann wäre Hopfen und Malz verloren. Doch die Lohneinfrierung kann nur kurzfristig sein, also bestenfalls drei Monate dauern. Und bisher scheint niemand darüber nachgedacht zu haben, was danach kommt. Wenn dann die paritätischen Lohnverhandlungen in ihrer gegenwärtigen Form wieder auftreten, dann kommt es sofort zu inflationären Lohnerhöhungen, und der Inflationsreigen beginnt von Neuem. Es muss eine grundsätzliche Reform geben, bei der der Staat auch einen Vertreter bei den Verhandlungen hat, der sich allen Erhöhungen widersetzt, die auf die Preise abgewälzt werden, Staatssubventionen erfordern oder eine Abwertung voraussetzen. Dabei sollte klar bestimmt werden, dass keine Lohnerhöhung von über 10% in einem Jahr zugelassen wird, abgesehen der Zulagen, die direkt an Produktivitätsfortschritte gebunden sind. Einige Gewerkschafter denken schon in diesem Sinn, und das ist ein Fortschritt. Der Generalsekretär der Gewerkschaft der Bankangestellten, Sergio Palazzo, wies neulich drauf hin, dass die Banken dank der neuen Computertechnologie einen wahren Produktivitätssprung erreicht hätten, so dass auf einen Abgestellten mehr als doppelt so viel Konten und Abwicklung von Geschäften entfielen wie früher. Gleichzeitig hat er unter den Banken differenziert, mit einigen, denen es sehr gut und anderen eher mäßig ginge, und Staatsbanken, die auch ein mäßiges Ergebnis ausweisen. Was er nicht sagte, ist, dass die Bankangestellten in den letzten Jahren schon Zulagen erhalten haben, die weit über dem Durchschnitt liegen. 

			Bei der Diskussion mit den Gewerkschaftern muss auch die Beschäftigungsproblematik behandelt werden. Der traditionelle Vorschlag der Gewerkschaften, Entlassungen zeitweilig zu verbieten, wirkt schließlich genau im entgegengesetzten Sinn, indem er Neueinstellungen hemmt. Grundsätzlich geht es um zwei Bestimmungen: 1. Die Frist, ab der die Entlassungsentschädigung gezahlt wird, muss von drei Monaten auf zwei Jahre verlängert werden. Auf diese Weise können auch instabile Arbeitsplätze besetzt werden; 2. Für Jugendliche, die ihre erste Stellung erhalten, muss während zwei Jahren der Beitrag zu den Pensionskassen (vom Arbeitnehmer und Arbeitgeber) erlassen werden. Die hohe Arbeitslosigkeit bei Jugendlichen stellt ein Problem dar, das über die Arbeitsproblematik hinausgeht. 

			Die Gewerkschafter werden nur dann einer Begrenzung ihrer Forderungen zustimmen, wenn auch andere Bereiche unter Druck gesetzt werden. In diesem Sinn ist zu erwarten, dass es zu Exportzöllen für Getreide, Ölsaat u.a Produkte der Landwirtschaft kommt. Nur so ist ein hoher realer Wechselkurs tragbar. Gewiss sind hohe Exportzölle, von 20% und mehr, insofern schädlich, als sie dazu führen, dass ausgerechnet der Bereich gehemmt wird, auf dem Argentinien am wirtschaftlichsten ist. Aber 10% sind tragbar, und führen dazu, dass die Preise wichtiger Lebensmittel, wie Brot, Teigwaren und Speiseöl, etwas niedriger verbleiben. Abgesehen davon bringen die Exportzölle dem Fiskus Geld, das er bitter benötigt. Die Landwirte sind sich schon bewusst, dass so etwas kommt, und haben deshalb schon begonnen, das Getreide und die Ölsaat, die sie in großen Kunststoffschläuchen lagern, in höherem Umfang zu verkaufen, was die Lage auf dem Devisenmarkt umgekehrt hat. 

			Ebenfalls kommt man bei einem Sozialabkommen nicht umhin, die Zinsen zu begrenzen. Die Zinsen können erst frei sein, wenn die Inflation gebändigt ist. Der Unfug mit den Leliq muss sofort aufhören, worüber sich A. Fernández im Klaren zu sein scheint, und der Staat muss sich in Dollar zu niedrigem Zinssatz verschulden, was durchaus möglich ist. Und wenn man sicher sein will, dass es gelingt, einen erheblichen Betrag auf dem lokalen Finanzmarkt aufzunehmen, dann muss man denjenigen, die diese Staatstitel zeichnen, gleichzeitig eine Weißwaschung für diese Beträge (und nur für diese) gewähren. Allgemeine Weißwaschungen sind gefährlich, weil sie Steuerhinterziehung anspornen, und können deshalb nur in Abständen von mehreren Jahren gewährt werden. Aber spezielle Weißwaschungen kann es jederzeit geben.

			Da die lokalen Sparer allgemein in Dollar sparen, ist der Umfang der Pesodepositen beschränkt, und im Wesen stark auf Girodepositen konzentriert. Bei einer Zinsbeschränkung nimmt dieses Phänomen weiter zu, zumindest bis die Inflation auf ein zivilisiertes Niveau sinkt. Deshalb sind Pesokredite beschränkt möglich. Sie müssen an Bedingungen gebunden sein, an erster Stelle die Einhaltung der bestehenden Preise. Bei Dollarkrediten ist dies nicht notwendig. Hier muss nur die Bestimmung abgeschafft werden, die Dollarkredite nur für Geschäfte erlaubt, die mit dem Außenhandel verbunden sind. Doch diese Bestimmung hat Guillermo Nielsen 2002 erfunden, als er Finanzsekretär (unter Wirtschaftsminister Lavagna) war. Jetzt wird er als wahrscheinlicher Schatzsekretär genannt. 

			Was die Unternehmensfinanzen betrifft, so muss die Lage der kleinen und mittleren Unternehmen (Pymes) berücksichtigt werden, die allgemein keinen Zugang zum Bankkredit haben und auf Wucherkredite angewiesen sind, die nicht reguliert werden können. Einmal muss ihnen der Zugang zu den Banken erleichtert werden, und dann ist es besonders wichtig, wenn bestimmt würde, dass die AFIP eine Gnadenfrist bei säumigen Steuerschuldnern einschalten muss, bevor sie eine Vermögensbeschlagnahme verfügt. Die Anwälte der AFIP haben es hier sehr eilig, um sich ihre Honorare zu sichern. Man muss sie in Schranken verweisen. Bei den Pymes sollten auch die Bestimmungen der Arbeitsverträge flexibler gestaltet werden. Das sollte auch ein Thema für das Sozialabkommen sein. Haben die Anwälte der Pymes schon Vorschläge in diesem Sinn? Die Kleinunternehmer sollten diese Gelegenheit nicht verpassen. 

			Das Sozialabkommen muss auch Richtlinien über die Wechselkurs- und Zahlungsbilanzpolitik enthalten. Die Unternehmer werden ihre Preisverpflichtungen an die Erhaltung eines gewissen Wechselkurses binden. Deshalb muss dieser verwaltet werden, was sich jedoch nicht nur auf die tägliche ZB-Intervention auf dem Devisenmarkt bezieht, sondern auf die Erhaltung des Gleichgewichtes zwischen Einnahmen und Ausgaben in Devisen. Eventuell muss dabei der Devisenmarkt gespalten werden, mit einem für die Leistungsbilanz und einem anderen für die Kapitalbilanz. Und im Extremfall müssen auch Importbeschränkungen vorgesehen werden. Wie weit all dies im Rahmen der Verhandlungen über ein Sozialabkommen diskutiert wird, sei dahingestellt. Aber es gehört dazu. 

			Die Regierungsökonomen, die sich an der Ausarbeitung des Sozialabkommens beteiligen, sollten sich über all das, was wir hier behandelt haben, im Klaren sein, und in den wesentlichen Punkten sehr hart Stellung nehmen. Dabei muss ihnen der Präsident vollen Rückhalt geben, und in entscheidenden Punkten, und auch wenn die Verhandlung zwischen Gewerkschafter und Unternehmern an einem toten Punkt angelangt ist, ein Machtwort sprechen. Für Alberto Fernández bietet sich eine einzigartige Gelegenheit, die verfahrene Lage einzurenken. Und wenn er sie verpasst, wird es ihm schlecht gehen, wie so vielen seiner Vorgänger.
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			Der Wohlstand der Argentinier

			Von Juan E. Alemann

			Die Argentinier (oder Argentiner) weisen allgemein einen existentiellen Pessimismus auf, bei dem sie die negativen Aspekte des Landes, der jeweiligen Regierungen und der Gesellschaft übertreiben, und die positiven ignorieren oder in ihrer Bedeutung herabsetzen. Warum das so ist, ist ein Thema für Soziologen und Psychologen. Gegenwärtig fällt auf, wie sehr die Armutsproblematik hervorgehoben wird und dabei an die 40% der Bevölkerung auf Grund von sehr fragwürdigen Statistiken (bei einer Hochrechnung von einer Umfrage bei 10.000 Familien auf ca. 10 Mio.!) als arm eingestuft wird, wobei ein Teil davon sogar angeblich hungert. Diese Menschen, die sich somit kaum ernähren, müsste man auf den Straßen sehen, wie es in Biafra und Kalkutta sichtbar war. Man sieht sie jedoch nirgends. Verstecken sie sich? Das viele Menschen unzureichend oder falsch ernährt sind, ist etwas ganz anderes, und erfordert auch andere Lösungen. Die Übertreibung und Politisierung der Armutsproblematik führt zu falschen Strategien für deren Überwindung. Und so ist es auch bei vielen anderen Aspekten der argentinischen Wirtschaft.

			Auf der anderen Seite werden die zahlreichen Ausdrucksformen einer wohlhabenden Gesellschaft systematisch übersehen, an erster Stelle die vielen Automobile, von denen die meisten keine 5 Jahre alt sind. Die vielen Country Clubs und die geschlossenen Wohnviertel, die sich in den letzten Jahrzehnten gebildet haben, zu denen noch Puerto Madero als Luxusviertel hinzukommt, das vor 30 Jahren nicht bestand, auch in Ansätzen nicht, passen nicht zur Auffassung, dass das Land seit Jahrzehnten stagniert und dabei immer ärmer wird. 

			Beginnen wir von vorne. Bei der Messung des Wohlstandes geht man vom Bruttoinlandsprodukt (BIP) aus, das dem realen Einkommen der Bevölkerung entspricht. Heute weiß man nicht einmal, wie hoch das BIP gesamthaft und pro Kopf ist. In Dollar gemessen, lag es 2017 noch bei u$s 600 Mrd., und nach der Abwertungswelle, die Mitte 2018 einsetzte, unter u$s 300 Mrd. Sind wir wirklich halb so wohlhabend wie vor zwei Jahren? Das ist einfach dummes Zeug! Das BIP muss zunächst in konstanten Werten berechnet werden, und dann zu einem bestimmten Kurs in Dollar umgerechnet werden, der etwa der Kaufkraftparität entspricht. Dann weiß man, von was man überhaupt redet. 

			Gehen wir jetzt einen Schritt weiter zurück. Die Methodologie der BIP-Berechnung wurde zum letzten Mal in Argentinien im Jahr 1994 festgesetzt, von Fachleuten der UNO und ihrer Lateinamerikabteilung CEPAL, die der damalige Wirtschaftsminister Domingo Cavallo für diesen Zweck verpflichtet hatte. Dabei ergab sich, dass das BIP pro Kopf der Bevölkerung doppelt so hoch war, als es bisher angegeben wurde. Wir hatten schon 1987 eine Korrelation zwischen dem Pro-Kopf-BIP verschiedener Länder und dem Pro-Kopf-Konsum von wichtigen Lebensmitteln, von Stahl, Zement, Textilien u.s.w. berechnet, und auch anderen Wohlstandindikatoren wie die Wohnungslage, der Kfz-Bestand, die Schulung u.s.w. aufgestellt. Dabei ergab sich eindeutig, dass das BIP pro Kopf der Bevölkerung in Argentinien mindestens u$s 5.000 betragen musste, und nicht ca. u$s 3000, wie es damals offiziell hieß. Die UNO-Fachleute haben uns schließlich recht gegeben. Sie gelangten damals auf u$s 7.000. Wir haben diese Berechnung jetzt nicht wiederholen können (das ist eine Arbeit für die vielen Wirtschaftsforschungsinstitute), aber einige Hinweise deuten darauf hin, dass sich wieder die gleiche Lage ergibt: das BIP pro Kopf ist viel höher als es offiziell angegeben wird. 

			Seit 1994 ist viel geschehen. Die technologische Revolution hat die wirtschaftliche Realität von Grund auf geändert, und im Wesen die Produktivität sprunghaft erhöht. Es ist einfach irreal, anzunehmen, dass dies nicht in einer bedeutenden BIP-Zunahme zum Ausdruck gekommen ist. Damals gab es kaum Mobiltelefone, während es heute mehr als die ganze Bevölkerung gibt. Damals befand sich Internet erst im Anfangsstadium, während es heute zum täglichen Leben gehört, und dieses, auch die Arbeit, für sehr viele Menschen grundsätzlich verändert hat. Auch den Internet-Handel, der sich zunehmend durchsetzt, gab es damals nicht. Bei der Landwirtschaft hat die technologische Revolution u.a. dazu geführt, dass u.a. die Ernte von Getreide und Ölsaat fast drei Mal so hoch als Anfang der 90er Jahre ist. Der Tourismus hat explosiv zugenommen, was vom Bau unzähliger neuer Hotels, plus Erweiterung bestehender, begleitet wurde. Der Außenhandel ist stark gestiegen, und der Hafen von Buenos Aires platzt aus allen Nähten, obwohl er in den 90er Jahren und auch danach voll modernisiert wurde. Die Zahl der Personen, die im Land per Flugzeug reisen, hat sich ab 1994 vervielfacht. Die Veränderungen sind so bedeutend und mannigfaltig, dass sie auch die Struktur der Wirtschaft grundsätzlich verändert haben. Und wenn man das BIP auf der Grundlage dieser neuen Struktur berechnet, dann ergibt sich bestimmt ein viel höheres BIP, sowohl gesamthaft wie pro Kopf. Wir tippen auf mindestens u$s 20.000 pro Kopf, was dann gesamthaft u$s 900 Mrd. ergeben würde. Allerdings sind es theoretische Dollar, die nur etwa die gleiche Kaufkraft wie in den Vereinigten Staaten darstellen. Zum bestehenden Wechselkurs schrumpft der Betrag erheblich, doch gewiss nicht entfernt auf u$s 300 Mrd. wie es jetzt gelegentlich erwähnt wurde. 

			Die Berechnung des BIP ist weit mehr als eine statistische Spielerei. Bei einem höheren BIP nimmt die Staatsquote (gesamte Staatsausgaben, einschließlich Staatsinvestitionen im Verhältnis zum BIP) ab. Das ändert dann die grundsätzliche Analyse der argentinischen Wirtschaft. Das Staatsdefizit und die Staatsschuld, ausgedrückt als Prozentsatz des BIP, nehmen ab. Argentinien erscheint dann nicht mehr als hoffnungsloser Fall, sondern als ein Problemfall, für den es eine Lösung gibt. Das ist etwas ganz anderes. International, besonders von den internationalen Finanzinstituten (IWF und Weltbank) und auch von der Finanzwelt, würde Argentinien dann anders eingestuft werden, wobei dann eventuell auch mögliche Investoren das Land positiver sehen. 

			Alberto Fernández wäre gut beraten, wenn er als eine seiner ersten Amtshandlungen ab 10. Dezember eine Neuberechnung des BIP einleitet, und dafür wie 1994 UNO und CEPAL-Fachleute verpflichtet. Es ist eine einfache Entscheidung, die ihm und dem Land viel bringen kann. Wenn es beim BIP einen Sprung im Jahr 2019 oder 2010 gibt, dann muss man als Zweites diesen auf die einzelnen Vorjahre aufteilen, was die Fachleute auch berechnen sollten. Das würde eventuell die Macri-Regierung besser erscheinen lassen, als sie die bestehende Statistik darstellt. Und vielleicht schneidet dann auch Cristina in ihrer zweiten Amtsperiode (die gesamthaft von Stagnation gekennzeichnet war) besser ab.
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